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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

00.0.0000...............000.....OOOOOOOOOOOOIOOOQ

Beklagte und Revieionebeklagte.

Der 5. Senat des Bundeeeozialgerichts hat am 20. Januar

1976 durch den Vorsitzenden Richter Dr. D a p p r i c h.

die Richter M a y und R a u s c h e r sowie die ehren-.

amtlichen Richter G e b a u e r und D i 1 1 ohne münd—

liche Verhandlung für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Recei-

schen Landeeeozialgerichte vom 24. Juli 1975 aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht zurückverwieeen.
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob dem Kläger Rente wegen

Berufsunfähigkeit zusteht.

Der 1924 geborene Kläger hat im Kriege beide Vorfüße verloren.

Im Jahre 1949 nahm er die bereits von 1959 bis 1942 ausgeübte

Beschäftigung eines Waldarbeiters wieder auf und legte 1950 die
Waldfacharbeiterprüfung ab. Er war sodann als Rottenführer ein-

gesetzt. Seit dem Jahre 1952 bewirtschaftet er nur noch das

ihm und seiner Ehefrau gehörende kleine landwirtschaftliche An—

wesen.

Mit der Klage gegen den die Rente wegen Berufsunfähigkeit ab—

lehnenden Bescheid der Beklagten vom 21. September 1970 hatte

der Kläger zwar in erster, jedoch nicht in zweiter Instanz

Erfolg. Mit Urteil vom 2%. Juli 1975 hat das Landessozialge—

richt (LSG) die zusprechende Entscheidung des Sozialgerichts.
(SG) vom 4. Dezember 1972 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

In der Begründung heißt es, der Kläger habe seine Tätigkeit

als Waldfacharbeiter nach relativ kurzer Zeit wieder aufgegeben,

ohne aus gesundheitlichen Gründen dazu gezwungen gewesen zu

sein. Die Zeit, in welcher der Kläger als Waldfacharbeiter tä-

tig gewesen sei, sei zu kurz, "um die Grundlage für ein Ar—

beitsleben bilden zu können“. Der Kläger könne daher auch auf

Erwerbstätigkeiten ohne besondere fachliche Anforderungen

verwiesen werden. Eine solche Erwerbstätigkeit übe der Kläger

im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb auch tatsächlich aus.
Diese‚Tätigkeit gehe auch nicht auf Kosten seiner Gesundheit.

Mit der zugelassenen Revision tritt der Kläger diesem Urteil
entgegen. Er führt aus, bei der Prüfung der Frage der Berufs-

unfähigkeit im Sinne des 5 1246 Abs. 2 der Reichsversicherungep
ordnung (EVO) genieße er als ehemaliger Waldfacharbeiter den
von der höchstrichterlichen Rechtsprechung entwickelten Berufs-

schutz des gelernten Arbeiters. Hiernach dürfe er nicht auf

- 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...}-

alle einfachen ungelernten Tätigkeiten verwiesen werden. Im

übrigen fänden sich auch in einem landwirtschaftlichen Betrieb

keine leichten körperlichen Arbeiten im Sitzen in geschlosse—

nen Räumen, welche er laut Sachverständigengutachten nach sei—

nem Gesundheitszustand nur noch verrichten könne. Schließlich

gehe die von ihm in seinem landwirtschaftlichen Anwesen noch.

verrichtete Arbeit auf Kosten seiner Gesundheit. Das LSG habe

nicht berücksichtigt, daß bei ihm nach den medizinischen Gut—

achten außer dem Verlust beider Vorderfüße noch weitere körper—

liche‚Beeinträchtigungen vorlägen. Das alles habe das LSG
verfahrensfehlérhaft nicht berücksichtigt.

Der Kläger beantragt,

1. unter Aufhebung des Urteils des Hessischen

LSG vom 24. Juli 1975 die Berufung der Be—

klagten gegen das Urteil des SG Marburg/Lahn

vom 4. Dezember 1972 als unbegründet zurückzu-
weisen;

2. die Beklagte zu verurteilen, ihm, Klä-
ger‚auch die außergerichtlichen Kosten des
Berufungs- und Revisionsverfahrens zu
erstatten;

5. hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an dieses Gericht zurückzuverweisen und

die Kostenentscheidung dem abschließenden

Urteil vorzubehalten.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig und betont,
daß ein Waldfacharbeiter mit einem Ausbildungsgang, wie ihn

der Kläger gehabt habe, nicht als Facharbeiter sondern allen-

falls als angelernter Arbeiter anzusehen sei mit der Folge
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eines entsprechend größeren Verweisungsfeldes. Im übrigen kön-

ne dem Kläger Berufsschutz als Waldfacharbeiter schon.deshalb

nicht zugebilligt werden, weil er diese Tätigkeit nur kurzfristig

ausgeübt und sie daher seinem Berufsleben nicht das Gepräge

gegeben habe. Es fehle mithin an einem besonderen "bisherigen

Beruf" des Klägers. Er könne daher auf alle Tätigkeiten des

allgemeinen Arbeitsfeldes verwiesen werden.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II-

Die zulässige Revision ist mit ihrem Hilfsantrag auf Zurück-

verweisung der Sache an die Vorinstanz begründet.

Nach 5 4246 Abs. 2 Satz 1 EVO ist berufsunfähig ein Versicherter,
dessen Erwerbsfähigkeit auf weniger als die Hälfte derjenigen

eines vergleichbaren gesunden Versicherten abgesunken ist. Da—

bei umfaßt der Kreis der Tätigkeiten, nach denen die Erwerbs-

fähigkeit eines Versicherten zu beurteilen ist, nach 5 1246

Abs. 2 Satz 2 aaO alle Tätigkeiten, die seinen Kräften und Fä-

higkeiten entsprechen und ihm unter Berücksichtigung der Dauer

und des Umfangs seiner Ausbildung sowie seines bisherigen Be-

rufs und der besonderen Anforderungen seiner bisherigen Berufs-

tätigkeit zugemutet werden können. “Bisheriger Beruf" (Haupt-
beruf) des Klägers, auf den es hiernach für die Bestimmung des

Kreises der zumutbaren Verweisungstätigkeiten entscheidend an—
kommt, ist der des Waldfacharbeiters. Diesen Beruf hat der Klä-

ger nach den nicht angegriffenen Feststellungen des LSG nach

Ablegung der vorgeschriebenen Prüfung zuletzt - seit 1950 -
versicherungspflichtig ausgeübt.

Das LSG meint freilich, auf diesen Beruf komme es rechtlich

nicht an, weil ihn der Kläger im Jahre 1950 nach relativ kurzer

Zeit aufgegeben habe, ohne durch ge8undheitliche Gründe dazu

gezwungen gewesen zu sein. Dem kann nicht beigepflichtet werden.
Für die Ermittlung des bisherigen Berufe ist nicht entschei-
dend, daB der Versicherte eine bestimmte Tätigkeit — tatsächlich -
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aufgegeben hat; es kommt vielmehr darauf an, ob sich der Ren-

tenbewerber einem anderen versicherten Beruf zugewandt und sich

dadurch vom bisherigen versicherten Beruf im Rechtssinne

"gelöst" hat (vgl. die Rechtsprechung des erkennenden Senats

BSGE2, 183; 15, 243, 214 = SozR Nr. 16 zu 5 35 RKG aF;.
SozR 2600 5 45 Nr. 6). In diesem Sinn hat sich der Kläger da-
durch, daß er 1952 den Beruf des Waldfacharbeiters tatsächlich

aufgegeben und eine selbständige Tätigkeit als landwirtschaft—

licher Unternehmer aufgenommen hat, nicht vom bisherigen ver-
sicherten Beruf gelöst. Es ist ständige Rechtsprechung des

.
Bundessozialgerichts (BSG), daß als "bisheriger Beruf" (Haupt—

beruf) im Sinne des 5 1246 Abs. 2 BVD nur eine pflichtver-
sicherte Beschäftigung oder Tätigkeit angesehen werden kann
(BSGE 7, 66; 19, 57, 58 - SozR Nr. 26 zu 5 1246 RVG; BSGE 25,

129, 151 = SozR Nr. 60 aaO; BSGE 27, 265, 264 - SozR Nr. 67

aaO; SozR Nr. 10, 25, 65, 69 aaO). Bestimmt mithin nur dei

pflichtversicherte Beruf das nach 5_1246RVGversicherte Risi-
ko, so kann sich hieran nichts dadurch ändern, daß sich der

Versicherte einer selbständigen Tätigkeit zuwendet, deren Ver-

richtung in den durch die Vorschriften der Wanderversicherung

miteinander verknüpften Zweigen der'gesetzlichen Rentenversiche-

rung (55 1508 ff RVG, 55 87 ff des Angestelltenversicherungs—
gesetzes —AVG- ; 55 99 ff des Reichsknappschaftsgesetzes

—RKG- ) keine Pflichtvorsicherung auslöst. Die tatsächliche

Aufgabe der zuletzt verrichteten pflichtversichdrten Beschäf-
tigung, die in der Aufnahme der nicht versicherten selbstän-

digen Tätigkeit liegt, schreibt den bis dahin ausgeübten ver-
sicherten Beruf als "bisherigen Beruf" nach 5 1246 Abs. 2

Satz 2 BVD notwendig fest, da ihm kein anderer versicherter Be-
ruf folgt; von einer Lösung vom bisherigen versicherten Beruf
im Rechtssinn durch Zuwendung zu einer nicht versicherten
selbständigen Tätigkeit läßt sich daher nicht sprechen.

Auch der Umstand, daß der Kläger nur von 1950 bis 1952 als
Waldfacharbeiter tätig gewesen ist, beeinträchtigt den von ihm

erworbenen und durch 5 1246 Abs. 2 BVG geschützten Berufsstatus
nicht. Der Senat hat in seiner Rechtsprechung immer wieder
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herausgestellt, daß “bisheriger Beruf“ (Hauptberuf) eine voll-

wertig, wenn auch nur kurzfristig ausgeübte Tätigkeit ist,

hinsichtlich derer der Versicherte eine übliche berufliche Ent-

wicklung durchlaufen hat (vgl. zB. SozR Nr. 20 zu 5 45 RKG;
Urteil des erkennenden Senats vom 26. November 1975 — 5 RKn

18/75 —). Nun hat der Kläger zwar nicht die Regelausbildung

zum Waldfacharbeiter durchlaufen. Er hat nach jahrelanger Tä-

tigkeit als Jungwaldfacharbeiter und Waldarbeiter in hessi-
schen Staatsforsten sowie nach Absolvierung eines vorbereitenden

Lehrgangs 1950 die Waldfacharbeiterprüfung abgelegt. Danach.hat

er bis 1952 vollwertig als Waldfacharbeiter und Rottenführer

gearbeitet. Eine solche berufliche Entwicklung war nach den

seinerzeit für den Kläger geltenden Bestimmungen durchaus üblich.

Nach 55 22 und 25 der Bestimmungen des Hessischen Ministers

für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten vom 27. Januar 1949

für die Ausbildung der Waldfacharbeiter im Lande Hessen
.

(Waldfacharbeiter-Ausbildungsbestimmungen -WAB— ) konnten lang-

Jährige, hauptberufliche und bewährte Wäldarbeiter auch ohne
die grundsätzlich vorgeschriebene Lehre und Gehilfenzeit zur

Waldfacharbeiterprüfung zugelassen werden und so voll die Wald-
facharbeitereigenschaft erwerben. In solchen Fällen kann kein

begründeter Zweifel daran bestehen, daß "bisheriger Beruf" des

Klägers im Sinne des @1246 Abs. 2 Satz 2 RVG der des Waldfach-
arbeiters ist.

Entgegen der Ansicht der Beklagten kann der Kläger als Walde

facharbeiter nicht auf alle einfachen, unqualifizierten Berufs-
tätigkeiten verwiesen werden. Der erkennende Senat hat noch in

Jüngster Zeit wiederholt darauf hingewiesen, daß an dem von der

Rechtsprechung des BSG zur Frage der Verweisbarkeit qualifizier-

ter Arbeiter entwickelten, wenn auch nicht als starrer Rahmen

mißzuverstehenden Mehrstufenschema — Unterscheidung einer obe-

ren, einer mittleren und einer unteren Gruppe von Arbeiterberu-

fen — festzuhalten sei (vgl. zB. den erkennenden Senat in

SozR Nr. 105 zu 5 1246 RVG; BSGE 58, 155 - SozR 2200 5 1246
Nr. 4 mit zahlreichen Nachweisen; zustimmend hierzu zB.

Schmeling, Son 1975, 285). Nach dieser Rechtsprechung, auf deren
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Einzelheiten Bezug genommen wird, gehört ein "Lehrberuf" zur
oberen Gruppe des "Schemas" mit der rechtlichen Folge, daß

die dort einzustufenden Versicherten auf die Tätigkeiten der

oberen, aber - da ihnen ein gewisser beruflicher Abstieg nach.
5 1246 Abs. 2 Satz 2 RVG "zuzumuten" ist - auch auf die Tätig—

keiten der mittleren Gruppe (Leitberuf: Arbeiter mit eher-.

kanntem oder vergleichbar qualifiziertem Anlernberuf) sowie
.

auf diejenigen Tätigkeiten der unteren Gruppe der ungelernten

Arbeiter verwiesen werden könne, die sich aus deren allgemei—

nem Kreis positiv hervorheben.

Dieses Festhalten an einem Mehrstufenschema bedeutet kein Be-

harren auf einer überlebten Berufe—, Standes— oder Prestige-

ordnung (vgl. Tennstedt, Berufsunfähigkeit im Sozialrecht,

Dissertation Göttingen, S. 219 ff). Der Senat knüpft vielmehr

gleichermaßen an das Gesetz wie an die Wirklichkeit der Berufs-

welt an. Dadurch, daß 5 1246 Abs. 2 Satz 2 RVO die Zumutbar-

keit einer Verweisung außer von der - in aller Regel berufs-
qualifizierenden — Ausbildung gleichwertig und selbständig

vom "bisherigen Beruf", d.h. der Bedeutung des Berufe im Betrieb

sowie von den "besonderen Anforderungen", d.h. von den positiv

zu bewertenden Merkmalen der bisherigen Berufstätigkeit ab-
hängig macht, stellt das Gesetz den qualitativen Wert des bis-

herigen Berufs an den Ausgangspunkt aller rechtlichen Überle-

gungen. Auch in der Wirklichkeit des Berufslebens unterschei-

den sich die Berufstätigkeiten in ihrer Qualität ganz augen—
scheinlich. Zwischen der Tätigkeit zB. eines Kraftfahrzeug-.

elektrikers und eines Bauhilfsarbeiters bestehen manifeste

qualitative Unterschiede, die nichts mit berufsständischen

Eingrenzungen oder mit dem Fortschreiben eines veralteten

Sozialprestiges zu tun haben. Diese Qualitätsunterschiede spie-

geln die Vielfalt der technisch-wirtschaftlichen Anforderungen,
die der moderne Industriestaat an Fähigkeiten und Können der.

arbeitenden Bevölkerung stellt. Für die Abgrenzung des Krei-

ses der zumutbaren Tätigkeiten verlangt nach alledem % 1246

Abs. 2 Satz 2 RVO die Ermittlung der Qualität des bisherigen
Berufe, nicht etwa einen Vergleich willkürlicher äußerlicher'

Merkmale. Unter anderem um dies klarzustellen, hat der Senat
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wiederholt herausgestellt, daß selbst die nrwannung von um1ang

und Dauer der Berufsausbildung in Satz 2 aaO keine selbstän-

dige Bedeutung hat, sondern allein den Weg kennzeichnet, auf dem

die berufsqualifizierenden Kenntnisse und Fähigkeiten regel-

mäßig erworben werden (\gl. SozR Nr. 22 zu 5 45 RKG; BSGE 38,

155 = SozR 2200 5 1246 Nr. 4). Folgerichtig hat der Senat wei—

ter betont, daß ein Arbeiter, der einen der oberen oder mitt—

leren Gruppe des Schemas einzufügenden Beruf nicht nur vorüber—

gehend vollwertig ausgeübt hat, der entsprechenden Gruppe zuzu—

ordnen ist, auch wenn er die für diesen Beruf vorgesehene ’

Ausbildung nicht durchlaufen hat. Daher bestehen auch keine

Bedenken, der oberen oder der mittleren Gruppe auch Berufe zuzu-

weisen, für die keine oder keine besonders qualifizierte Aus—

bildung vorgesehen ist, sofern nur die Bedeutung des Berufs4

im Betrieb oder in an ihn zu stellenden, positiv zu bewerten-

den Anforderungen eine entsprechende Einordnung verlangen und
erlauben. Deshalb sieht der Senat im anerkannten Lehrberuf '

nur den Leitberuf der oberen Gruppe, im anerkannten Anlernberuf

nur den Leitberuf der mittleren Gruppe des Schemas (vgl. z.B._

SozR Nr. 105 zu 5 1246 RVO)° Der äußerliche Vergleich vorge-
schriebener Berufsqualifikationen bestimmt mithin nach dieser

Rechtsprechung nicht die Einordnung in das Mehrstufenschema.

Dieses Schema ist nach alledem nichts anderes als ein Hilfs-

mittel, den % 1246 Abs. 2 RVO auf der Grundlage der vom Gesetz
vorgegebenen Leitlinien auch für die Massenverwaltung der ge-
setzlichen Rentenversicherungen sinnvoll handhabbar zu machen

und dabei zugleich den Ansprüchen an Rechtssicherheit und

gleichmäßige Sachbehandlung zu genügen. Dabei entzieht sich

einer starren dogmatischen Pestlegung, wie viele "Stufen" das
Schema zu umfassen habe. Hierfür sind die Gegebenheiten der

Berufswelt entscheidend. Der Senat übersieht nicht, daß nach
5 25 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 14. August 1969
(BGBl I 1112) die frühere Unterscheidung zwischen anerkannten
Lehr— und anerkannten Anlernberuf aufgegeben werden ist und

nunmehr nur noch von Ausbildungsberufen gesprochen wird. Im
Hinblick darauf, daß die Dauer der berufsqualifizierenden

Ausbildung bei den einzelnen Ausbildungsberufen erheblich
differiert (vgl. das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs-
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berufe nach 5 50 BBiG, herausgegeben vom Bundesminister für

Bildung und Wissenschaft, Stand 4. Juli 4975) und die Unter-

scheidung zwischen anerkanntem Lehr- und anerkannten Anlernbe—

ruf nach 5 408 BBiG weiterhin bedeutsam ist, erscheint es wei-
terhin sinnvoll, zur Ermittlung des qualitativen Wertes eines

bestimmten Arbeiterberufes an einem Schema im Grundsatz an ei—

ner dreistufigen Aufgliederung festzuhalten. Ein anerkannter Aus-

bildungsberuf mit einer vorgeschriebenen qualifizierenden‘Aus-

bildung von mehr als zwei Jahren wird in der Pegel wie ein aner-
kannter Lehrberuf, ein anerkannter Ausbildungsberuf mit einer

vorgeschriebenen Ausbildung von ein bis zwei Jahren in der Regel

wie ein anerkannter Anlernberuf zu behandeln sein. Eine Ergän-

zung, Abänderung oder Bereicherung des Mehrstufenschemas nach

den Anforderungen und Bedürfnissen der Berufswelt hält der

Senat jedoch durchaus für möglich und zulässig. So könnte z.B.

daran gedacht werden, Arbeiter, deren Tätigkeit nach ihrer Be—

deutung im Betrieb und/oder nach ihren besonderen positiv zu

bewertenden Merkmalen qualitativ die des Facharbeiters noch

überragt — wie etwa Meister im Arbeiterverhältnis oder bestimm—

te Vorarbeiter —, einer noch oberhalb der normalen oberen

Gruppe des Schemas einzufügenden Stufe zuzuordnen.

Bei alledem ist dem Mißverständnis entgegenzutreten, @ 1246
Abs. 2 Satz 2 RVO verstehe unter bisherigen Beruf oder bishe-

riger Berufstätigkeit die konkret vom Versicherten an einem

bestimmten Arbeitsplatz verrichtete Arbeit. Nicht auf die indi-

viduell vom Versicherten erbrachte Arbeitsleistung kommt es an,
sondern abstrakt betrachtet auf den vom Versicherten ausgeüb—

ten Beruf, auf die von ihm verrichtete Berufstätigkeit als
solche. Dies folgt zunächst schon daraus, daß eine Massenver—

waltung, wie sie die Träger der gesetzlichen Rentenversicherun—

gen durchzuführen haben. die vielfältigen Besonderheiten einer
individuellen Arbeitsleistung des Versicherten ebensowenig

wie die Besonderheiten eines Arbeitsplatzes überblicken und

'auch praktisch nicht in jedem Einzelfall aufklären können. Dies

kann der Gesetzgeber nicht übersehen haben. Gesetzeskonstruktiv
ergibt sich dies aus 5 1246 Abs. 1 Satz 1 EVO: Diese Vorschrift
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verlangt den Vergleich der vollen mit der verbliebenen Er—

werbstätigkeit, wobei als volle Erwerbstätigkeit diejenige

eines gesunden Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und gleich-

wertigen Kenntnissen und Fähigkeiten zu setzen ist. Die Vor-

schrift geht also von der durchschnittlichen vollen Erwerbs-

fähigkeit einer Gruppe aus und läßt bewußt die besonderen

Verhältnisse einer individuellen Arbeitsleistung und die beson-

deren Gegebenheiten eines bestimmten Arbeitsplatzes unberück-

sichtigt (vgl. BSG SozR 2200 5 1246 Nr. 4). Im übrigen stellt
die vom Gesetzgeber in Satz 2 aaO getroffene Formulierung

ausreichend klar, daß der Versicherte in der Beziehung zu seinem

Beruf als solchem geschützt wird und seine persönlichen beruf-

lichen Stärken und Schwächen sowie die Vor— oder Nachteile

seines Arbeitsplatzes außer Betracht zu bleiben haben.

Der Umstand, daß der Gesetzgeber in 5 4246 Abs. 2 Satz 2 RVO
auf die abstrakt betrachtete Berufstätigkeit abstellt, er-
möglicht es, bei der vom Gesetz geforderten Ermittlung der

Qualität eines Berufes die Anschauung der am Berufsleben teil-

nehmenden Bevölkerungskreise, d.h. vorrangig der Tarifpartner

zu berücksichtigen. Diese stufen die Arbeitnehmer nach dem

generellen Wert der von ihnen ausgeübten Tätigkeiten ein.

So etwa erhält der Maschinenwärter einen geringeren Tariflohn

als der Metallfacharbeiter. Für die konkrete Lohneinstufung

berücksichtigen die Tarifpartner ähnlich wie 5 1246 Abs. 2
Satz 2 RVO vor allem die Bedeutung der Berufstätigkeit für den
Betrieb und ihre positiven oder weniger positiven Merkmale.

Die tarifliche Einstufung vermag daher ein wichtiges Indiz für

die Bewertung der Qualität eines Berufe abzugeben. Wird etwa

ein Beruf tariflich so hoch wie der bisherige Beruf des Ver—

sicherten eingestuft, so wird dies vielfach als Beleg dafür

dienen können, daß den Berufstätigkeiten vergleichbarer qualita—

tiver wert zugemessen worden ist. Anderes gilt naturgemäß dann,

wenn die relativ hohe Einstufung eines Berufes auf die mit

seiner Ausübung verbundenen Nachteile oder Erschwernisse zurück—
zuführen ist (z.B. Akkord-‚ Nacht— oder Schmutzarbeit u.ä.).

Die Tarifverträge sind deshalb für die Ermittlung einer zumut—
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baren Verweisungstätigkeit mit heranzuziehen (BSG SozR Nr. 17,

25, 26 zu 5 46 EKG; so, 103, 407, 440 zu 5 1246 RVO; zustim—
mend z.B. Wiegand, Sgb 4975, 557, 538).

Da es für die Ermittlung des Kreises der zumutbaren Tätigkei-

ten auf die Qualität der dem Versicherten nach seinen gesund-

heitlichen Kräften und beruflichen Kenntnissen und Fähigkei-

ten möglichen Berufstätigkeiten ankommt, ist die Frage, welche

Lohneinbuße der Versicherte im Einzelfall in Kauf zu nehmen hat,

von untergeordneter Bedeutung. 5 1246 Abs. 2 RVG liefert kei-

nen
Anhalt für die Annahme, daß für die Frage, auf welche Tä-

tigkeiten ein Versicherter zumutbar verwiesen werden kann, die

Höhe der Lohneinbuße eine entscheidende Rolle spiele. 5 1246

Abs. 1 Satz 1 RVO erklärt einen Lohnverlust bis zur Hälfte des—

sen, was ein gesunder vergleichbarer Versicherter erwerben kann,

für zumutbar; damit bringt der Gesetzgeber zum Ausdruck, daß er

der Tatsache einer Einkommensminderung nur geringe Bedeutung

beimißt. Da also das Gesetz die "Lohnhälfte" für immerhin zu-
mutbar hält, ist es von vornherein problematisch, im Rahmen

der hier anzuwendenden Bestimmung eine niedrigere Grenze der

zulässigen Lohnminderung festzulegen. Rechtlich unstatthaft
ist es, bei Überschreiten einer Lohneinbuße vcn 20 v.H. Berufs-

unfähigkeit anzunehmen, wie dies gelegentlich gefordert wird

(vgl. z.B. LSG Niedersachsen in RSpDienst 1400 5 1246 EVO,

48—52). Hierbei wird übersehen, daß damit aus dem System der

abgestuften Renten in den Zweigen der gesetzlichen Rentenver—

sicherung die Bergmannsrente wegen verminderter bergmännischer

Berufsfähigkeit nach 5 45 Abs. 1 Nr. 1 RKG eliminiert würde:
Erst eine Lohndifferenz von mehr als 20 v.H. rechtfertigt re—

gelmäßig die Annahme, daß der Versicherte eine andere im we-
sentlichen wirtschaftlich gleichwertige Arbeit im Sinne des
5 45 Abs. 2 RKG nicht mehr ausübt (vgl. BSG in SozR Nr. 26,

52, 57 zu 5 45 EKG). Das Bestreben, Berufsunfähigkeit beim
Überschreiten einer bestimmten Lohnminderungsgrenze zu be3a—

hen, kann letztlich deswegen nicht gebilligt werden, weil

dadurch der dem bisherigen Beruf durch 5 1246 Abs. 2 Satz 2

BVD verliehene Schutz beseitigt würde; dieser Schutz besteht

- wie dargelegt — darin, daß das Gesetz dem Versicherten nur
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solche Tätigkeiten zumutet, die der Qualität des bisherigen

Berufes angemessen entsprechen.
!

Für den konkreten Fall folgt aus alledem:

Der Auffassung der Beklagten, der Kläger könne als Waldfach—
arbeiter allenfalls der mittleren Berufsgruppe der Angelernten,

nicht aber der oberen Gruppe der Gelernten zugeordnet werden,

kann nicht zugestimmt werden. Der Kläger hat nämlich, wie den

— knappen — Feststellungen des LSG entnommen werden kann, von

1950 bis 1952 als Waldfacharbeiter und Rottenführer vollwertig

gearbeitet; er war offensichtlich lohnmäßig entsprechend ein-

gestuft (vgl. BSG in SozR Nr. 105 zu 5 1246 RVG). Bei diesem

Sachverhalt könnte der Kläger nach der oben dargestellten

Rechtsprechung des BSG nur dann nicht der oberen Gruppe des

"Schemas" zugeordnet werden, wenn die die Qualität des Waldfach—

arbeiterberufes kennzeichnenden, positiv zu bewertenden An-

forderungen als so gering anzusehen wären, daß sie denen der

im allgemeinen der oberen Berufsgruppe zuzuordnenden Berufe

nicht ernsthaft vergleichbar wären. Das ist aber nicht der Fall.

Der Ausbildungsberuf in der Forstwirtschaft ist zwar — aufgrund
des 5 25 BBiG — erst durch die Verordnung vom 27. Februar 1974

(BGBl I 453, 853) unter der Bezeichnung "Forstwirt" bundes-
einheitlich anerkannt und geregelt. Schon vorher war indessen
der Lehrberuf Waldfacharbeiter in den einzelnen Ländern durch

besondere Bestimmungen staatlich anerkannt und der Ausbildungs-

gang festgelegt (vgl. hierzu die Übersicht in dem Verzeichnis

der anerkannten Ausbildungsberufe, Stand 1. Juni 1975, S. 58,

59). Diese Länderbestimmungen verlangten eine zumindest drei

Jahre, häufig auch vier Jahre dauernde Ausbildung mit Prüfungs-
abschlüssen. Für den Kläger, im Lande Hessen beschäftigt, gal-

ten 1950 die oben bereits erwähnten WAB in der Fassung vom
27. Januar 1949 (vgl. dazu die späteren Fassungen vom 51. März

1958 und vom 12. Februar 1965). Danach gliedert sich die Aus—
bildung zum Waldfacharbeiter in eine zweijährige Waldarbeiter-

lehrzeit mit Prüfungsabschluß und in eine anschließende zwei

Jahre umfassende Waldarbeitergehilfenzeit, die mit der

Facharbeiterprüfung abzuschließen war.Eine berufliche
Qualifikation, die im Regelfall erst nach
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vier Jahre dauernder Ausbildung und Ablegung mehrerer Prüfungen

erworben werden kann, steht der Berufsqualifikation eines

Facharbeiters in Gewerbe oder Industrie nicht nach. Der Klä-

ger ist daher mit seinem bisherigen Beruf als Waldfacharbei-

ter der oberen Gruppe des Schemas zuzuordnen.

Als Angehöriger der oberen Berufsgruppe kann der Kläger nicht

auf alle, sondern, wie dargestellt, nur auf herausgehobene

Tätigkeiten der unteren Berufsgruppe verwiesen werden. Dies

hat das LSG verkannt und den Kläger auf alle ungelernten Tätig-

keiten verwiesen. Das LSG hat * von seinem Rechtsstandpunkt

aus zu Recht — auch keine Feststellungen darüber getroffen,

welche - gegebenenfalls auch berufsfremden — Tätigkeiten der,

oberen, der mittleren sowie welche herausragenden Tätigkeiten

der unteren Gruppe der Kläger nach sein51gesundheitlichen

Kräften und beruflichen Fähigkeiten noch verrichten kann. Schon

deshalb war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu

neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuver-

weisen.

Das LSG wird hierbei im Rahmen der notwendig werdenden Prüfung,

welche Tätigkeiten der unteren Gruppe des Schemas aus dem all—

gemeinen Bereich der ungelernten Tätigkeiten so positiv heraus-

ragen, daß sie die Verweisung eines Angehörigen der oberen

Berufsgruppe auf sie zumutbar erscheinen lassen, die einschlä-

gige Rechtsprechung des erkennenden Senats zu berücksichtigen

haben. Danach kommt es darauf an, ob diese Tätigkeiten in ihrer

betrieblichen Bedeutung angelernten Tätigkeiten gleichstehen.

Hierbei wird es vielfach von Bedeutung sein, ob sie ebenso wie

diese tariflich eingestuft sind (Urteil des erkennenden Senats

vom 24. Oktober 1975 - 5 RJ 55/75 —). Bei der Prüfung der Frage,

welche Tarifverträge für die Ermittlung der Qualität bestimm-

ter Berufe heranzuziehen sind, wird das LSG so zu verfahren

haben, daß in erster Linie in dem für den Kläger in bezug auf
seinen bisherigen Beruf (Hauptberuf) maßgebenden Tarifvertrag

nachgeforscht wird. Falls sich hier keine für den Kläger in

Betracht kommende Verweisungstätigkeit findet, sind insbeson-

dere hinsichtlich der Höhe der tariflichen Einstufungen
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vergleichbare andere Tarifverträge desselben Tarifbezirks

heranzuziehen. Das LSG wird hierbei, wenn eben möglich, zu-
nächst zu versuchen haben, Verweisungstätigkeiten zu finden,

die dem Hauptberuf des Klägers verwandt sind; erst wenn sich

solche Tätigkeiten nicht finden lassen, wird es andere Verwei-

sungsberufe zu berücksichtigen haben. Das LSG wird weiter zu
berücksichtigen haben, daß eine Verweisung des Klägers auf

ausgewählte Tätigkeiten im eigenen landwirtschaftlichen Be-

trieb auszusbheiden hat. Grundsätzlich kommt im Rahmendes
5 1246 Abs. 2 RVGeine Verweisung auf selbständige Tätigkeiten
nicht in Betracht (BSGE 1, 82, 89). Wo die höchstrichterliche
Rechtsprechung in engen Grenzen Ausnahmen zugelassen hat,

sind diese u.a. noch dahin eingeschränkt, daß die Anforde—

rungen in selbständiger Tätigkeit und bisheriger Berufstätig—

keit einander entsprechen müssen (so die vom LSG zitierte
Entscheidung BSGE22, 265, 269). Es ist jedoch nicht ersicht-
lich, daß die Tätigkeit eines Waldfacharbeiters und die eines

selbständigen landwirtschaftlichen Unternehmers einander mehr

als in Randbereichen entsprechen. Im vorliegenden Fall müßte

eine Verweisung auf die Tätigkeit im eigenen landwirtschaft—

lichen Unternehmen auch daran scheitern, daß sie der Kläger

nach den Feststellungen des LSG wegen gesundheitlicher Ein-
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schrankungen nur-noch in einzelnen ausgewählten Arbeitsbe-

reichen verrichten kann.

Der Kostenausspruch war der abschließenden Entscheidung

vorzubehalten.

Mit dem Einverständnis der Beteiligten hat der Senat ohne
mündliche Verhandlung entschieden (5 124 Abs. 2 des
Sozialgerichtsgesetzes).
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